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- Es gilt das gesprochene Wort -

I
Weltwirtschaft und Globalisierung, Effizienz und Innovation - das sind heute Schlüsselbegriffe der modernen
ökonomischen Debatte. Dem globalen und rational-ökonomischen Denken unserer Zeit hat der Florentiner Geist
einst Türen geöffnet.

Florentiner Denker erweiterten den europäischen Horizont für die Welt, die Europa umgibt.
•  Amerigo Vespucci wurde zum Herold der Neuen Welt, der er schließlich seinen Namen gab.
•  Leonardo da Vinci zeichnete die erste Weltkarte, die auch Amerika enthielt.
•  Galileo Galilei präzisierte das heliozentrische Weltbild.

Florenz ist zugleich einer der maßgeblichen Schauplätze jener frühen kommerziellen Revolution, als deren späte
Nachfahren die heutigen globalen Märkte erscheinen.

So begannen im dreizehnten Jahrhundert die Florentiner Kaufleute damit, fern vom heimischen Kontor ein enges
Netz an Niederlassungen zu knüpfen. Sie kauften und verkauften ihre Waren nicht mehr auf Messen, sondern
unmittelbar an den Produktions- und Absatzorten.

Damit einher gingen zu jener Zeit zwei epochale Innovationen: die doppelte Buchführung und - als
Finanzinstrument - der Wechsel.

Wobei sich schon damals der Doppelcharakter jeder Finanzinnovation zeigte:

Sie vereinfachte das Finanzieren von Produktion und Handel. Und zugleich konstituierte sie einen Finanzmarkt, auf
dem lukrative Arbitrage möglich war. Denn wer - wie die Florentiner Kaufleute durch ihre Faktoren - gut über die
Kurse der Wechsel an den einzelnen Handelsplätzen informiert war, konnte erhebliche Gewinne erzielen.

Wirtschaftliche Integration ist keine Erfindung unserer Tage - weder innerhalb Europas noch weltweit.



Der amerikanische Ökonom Paul Krugman hat vorgeschlagen, wenn man unbedingt den Startschuß für die moderne
Globalisierung datieren möchte, das Jahr 1869 zu nehmen. Das Jahr, in dem sowohl der Suez-Kanal als auch die
Union Pacific Eisenbahn fertiggestellt wurden.

In der Tat erlebte die Welt zwischen Mitte des 19. Jahrhunderts und dem Ersten Weltkrieg eine Periode intensiver
Integration. Das hohe Wachstum im Welthandel nach 1950 läßt sich teilweise bis in die siebziger Jahre hinein als
das Restaurieren der vormals bestehenden Verflechtung interpretieren.

So gesehen - ob Renaissance, ob zwanzigstes Jahrhundert - ist grenzüberschreitende wirtschaftliche Integration "ein
alter Hut".

II
Was erlaubt dann, heute mit dem Begriff der Globalisierung anzudeuten, daß eine neue Qualität, eine neue Realität
erreicht oder doch im Entstehen begriffen ist?

Die moderne Globalisierung zeichnet sich vor allem durch drei neuartige strukturelle Merkmale aus:

Das erste Merkmal ist die deutliche Zunahme des intra-industriellen Handels.

Der traditionelle Außenhandel einer Industrienation früherer Tage vollzog sich im wesentlichen nach dem
klassischen Muster: Industrielle Fertigwaren gegen Rohstoffe.

Heute handeln die Industrieländer in hohem Maße untereinander mit Produkten, die zwar hoch differenziert, aber im
Grunde ähnlich sind. Das allseits beliebte Beispiel aus der Automobilbranche: Italiener fahren VW und Porsche,
Deutsche fahren Fiat und Ferrari.

Das zweite Merkmal ist die tiefe Verflechtung der Volkswirtschaften schon beim Produzieren.

Unternehmen, ganze Industriezweige können heute weitgehend die Wertschöpfungskette räumlich aufspalten. Sie
nutzen damit regionale Standortvorteile konsequent aus.

Dieses Aufspalten gibt Entwicklungsländern die Chance, nicht mehr nur in den klassischen Branchen mit hoher
Arbeitsintensität wie Textilien zu konkurrieren. Sie sind teilweise auch integriert in das Herstellen von
Hochtechnologieprodukten wie etwa Computern.

Und damit ist bereits das dritte Merkmal angedeutet: Der rasante wirtschaftliche Aufstieg einer Reihe von
Schwellenländern.

Hinter diesen neuen Strukturen stecken zwei Gruppen von Faktoren.

Erstens politische Faktoren:

Der Handel mit Gütern, Dienstleistungen und Kapital wurde innerhalb regionaler Zonen, aber auch weltweit
zunehmend liberalisiert. Und vor allem haben sich viele Entwicklungs- und Schwellenländer in Asien und in
Lateinamerika sowie die Reformstaaten in Mittel- und Osteuropa intern marktwirtschaftlichen Ordnungen
zugewandt.

Viele asiatische Länder bilden hohe inländische Ersparnisse. Damit können sie umfangreich investieren, um ihre
Wirtschaft aufzubauen, und zugleich eine hohe Exportquote aufrechterhalten.

Zum zweiten gründet die Globalisierung rasant zunehmend auch auf technologischen Faktoren:



Die Transport- und Kommunikationskosten sind gerade auch in den letzten Jahren teilweise dramatisch gesunken.
Unternehmen können dadurch räumlich getrennte Produktionsvorgänge effizient koordinieren. Selbst Mitarbeiter in
verschiedenen Kontinenten können gleichzeitig an ein und demselben Projekt arbeiten. Zugleich ist das technische
Wissen verfeinert.

Vor allem diffundieren das Wissen und das Know-how heute wesentlich schneller und umfassender als je zuvor.
Und dieser Prozeß wird sich in Zukunft eher noch beschleunigen.

Was folgt aus alledem?

In erster Linie ist weltweit der Standortwettbewerb deutlich schärfer geworden, und er wird wohl noch schärfer
werden. Nicht nur Unternehmen konkurrieren miteinander, sondern Regionen. Das gesamte politische Umfeld, vor
allem das Steuer- und Sozialsystem spielt dabei als Standortfaktor eine immer wichtigere Rolle.

Vorsprung ist temporär. Regionen und Industrien müssen immer wieder Vorteile neu erkämpfen. Letztlich zählt die
Flexibilität, die Fähigkeit, sich anzupassen und die immerwährende Aufgabe des Strukturwandel zu bewältigen.

III
Am radikalsten haben sich zweifellos die internationalen Finanzmärkte gewandelt.

Die Finanzmärkte schöpfen die technischen Fortschritte in der Datenverarbeitung und in der Telekommunikation
besonders aus. Sie können heute riesige Beträge in Sekundenbruchteilen rund um den Globus schicken.

Das technologische Potential hat neuen Strukturen binnen weniger Jahre zum Durchbruch verholfen.
•  Neue komplexe Instrumente wie die Derivate revolutionieren den Handel mit Risiken.
•  Der professionelle Fondsmanager verdrängt als Akteur an den Finanzmärkten in erheblichem Maße den

privaten Rentier.
•  Damit kehrt ein neues Verhalten ein. Der Fondsmanager orientiert sich stärker an der kurzfristigen

Performance des Portfolios als an der längerfristigen.
•  Die Märkte erfassen und verarbeiten heute einen praktisch unendlichen Strom an Informationen.
•  Damit steigt die Rolle der Erwartungen bei Anlageentscheidungen.

Die Finanzmärkte leiten die Kapitalströme schnell und effizient zu den produktiven Verwendungen. Sie erhöhen
damit das weltwirtschaftliche Wachstumspotential.

Doch zugleich können die Märkte die Kapitalströme an einem einzelnen Land auch weitgehend vorbeifließen lassen
oder das Kapital von dort abziehen.

Die Finanzmärkte beurteilen nämlich ein Land. Sie schauen dabei nicht nur auf aktuelle Daten, sondern sie
versuchen einzuschätzen, inwieweit ein Land fähig und willens ist, seine längerfristigen Probleme anzugehen. Die
Erwartungen darüber zählen.

Die Märkte beginnen einem Land zu mißtrauen, wenn sie Signale empfangen, daß dort die längerfristigen Probleme
liegenbleiben. Indikatoren hierfür können vor allem eine Geld- oder eine Fiskalpolitik sein, die Zweifel aufkommen
lassen an einem längerfristig stabilitätsorientierten Kurs.

Auf diese Weise rücken die Finanzmärkte in die Rolle der Kontrolleure. Sie können eine laxe Geldpolitik und eine
undisziplinierte Haushaltspolitik schon im Ansatz bestrafen. Sie entziehen diesem Land Kapital und fordern einen
hohen Zuschlag bei den Kapitalmarktzinsen.



Gewiß, die Finanzmärkte können dabei auch zu Fehlurteilen kommen, die dann zu übertriebenen Reaktionen führen.
Die Übertreibungen sind aber meist nur kurzfristig.

Längerfristig sind dann doch die Fundamentaldaten entscheidend. Dabei ist die Glaubwürdigkeit meist besonders
wichtig.

IV
Unter dem Strich bedeutet Globalisierung für die nationale Politik:

•  Die gesamte Wirtschaftsverfassung, also die Sozialsysteme, die Regulierungen an Güter- und
Arbeitsmärkten, die Steuerpolitik, die Rechtsordnung, all dies steht im Standortwettbewerb.

•  Und die Geld- und Finanzpolitik steht im permanenten Test der internationalen Finanzmärkte.

Globalisierung schränkt damit die nationale Souveränität der Politik ein. Wie bei jedem Mehr an Wettbewerb
müssen sich die Anbieter stärker am Markt orientieren.

Aber unter den Regeln einer globalen Wirtschaft stehen im Grunde alle Länder. Warum - und das ist der Kern der
Problematik - warum scheint Europa damit besonders schwer zurechtzukommen?

Dies hat wohl damit zu tun, daß die Folgen der Globalisierung just in Europa auf ohnehin bestehende strukturelle
Schwächen der Wirtschaft treffen, diese akzentuieren und damit auch deren Lösung dringlicher machen.

Erstens: Der verstärkte weltweite Standortwettbewerb, der hohe Flexibilität und Bereitschaft zum Strukturwandel
fordert, trifft in vielen Ländern Europas auf einen rigiden Arbeitsmarkt und auf ein starres Sozialsystem.

Globalisierung prallt oft auf inflexible interne Strukturen. Das führt zu hoher Arbeitslosigkeit vor allem unter den
Geringerqualifizierten.

In Amerika dagegen findet die Globalisierung einen traditionell wesentlich flexibleren Arbeitsmarkt vor. Dies führt
dort zu einem hohen Zuwachs an Beschäftigung, freilich auch um den Preis einer stärkeren Differenzierung der
Einkommen.

Und zweitens: Die sinkenden Spielräume der Steuer- und der Finanzpolitik treffen in Europa oft auf einen Staat, der
weitgehend überfrachtet wird mit Ansprüchen und Aufgaben.

Dieses Überfrachten zeigt sich in den hohen Staatsschulden, aber auch im Rentensystem, das sich angesichts des
demographischen Wandels schwertun wird, die Versprechen an die Jüngeren einzulösen.

Interne Fehler der Vergangenheit und Globalisierung greifen ineinander.

Auf der Ausgabenseite müssen die öffentlichen Haushalte heute erhebliche Mittel aufbringen, um den aufgelaufenen
Schuldenberg zu bedienen.

Zugleich hinterfragen die Finanzmärkte jederzeit kritisch Höhe und Tragbarkeit der Defizite. Ein negatives Urteil
ließe die Zinslast weiter anschwellen.

Auf der Einnahmenseite könnte eine Erosion der Steuerbasis drohen. Die zunehmende Steuer- und Abgabenlast
fördert intern tendenziell die Schattenwirtschaft.

Zugleich sind die Unternehmen unter den heutigen technologischen und verkehrsmäßigen Bedingungen im
Standortwettbewerb beweglicher geworden. Sie können leichter Erträge verlagern und damit Steuern vermeiden.
Und die globalen Märkte können nationale Regulierungen durchaus legal ins Leere laufen lassen.



Die internen strukturellen Schwächen in Europa haben ihren Ursprung nicht in der Globalisierung. Aber die
Globalisierung drückt auf die Schwachstellen und legt sie offen.

Das bedeutet Verlust an Wettbewerbsfähigkeit und an Attraktivität für neue Investitionen sowie Verlust an
Beschäftigung.

Und das löst Unbehagen aus.

V
Europa darf nicht versuchen, vor diesen Herausforderungen davonzulaufen. Der verschärfte Wettbewerb ist Realität.
Man mag hoffen, den einen oder anderen Parameter des Standortwettbewerbs - etwa im Steuerbereich - innerhalb
Europas zu harmonisieren. Man mag auch hoffen, durch weltweite Kooperation einige der Spielregeln zu
verbessern.

Allerdings sollte niemand glauben, Europa könne der Welt "seine" Spielregeln oder sein Sozialstaatsmodell
oktroyieren.

Das zeigt allein schon die Diskussion in der WTO unter ihrem Generaldirektor Renato Ruggiero, inwieweit die
WTO-Regeln um Arbeits- und Sozialstandards zu erweitern seien. Die erste WTO-Ministerkonferenz wird sich in
zwei Wochen in Singapur wohl auch mit diesem heiklen Thema befassen.

Zahlreiche WTO-Mitglieder widersetzen sich. Sie fürchten, die Industrieländer wollten mit Hilfe von Standards vor
allem billige Importe behindern. In der Welt von heute können sich die Industrieländer nicht einfach über die
politische Stimme der anderen hinwegsetzen.

Die Globalisierung ist irreversibel.

Weder kann Europa etwas daran ändern, daß andere Länder sich verstärkt an der Marktwirtschaft orientieren und
damit ihre Leistungsfähigkeit steigern.

Noch kann Europa die bestehende Verflechtung sowohl weltweit als auch innerhalb des Binnenmarktes kappen,
ohne die eigene Wirtschaft erheblich zu schwächen.

Noch kann Europa den technischen Fortschritt zurückdrehen. Im Gegenteil, der läßt sich nicht aufhalten und wird
sich eher noch beschleunigen.

Und schon gar nicht kann die Politik in Europa - wie neulich ein französischer Soziologe vorschlug - sich über die
ökonomischen Realitäten erheben und quasi in einem konstitutionellen Akt einen europäischen Sozialstaat setzen.
Hochfliegender Konstruktivismus pflegt tief zu stürzen.

Der Ansatz übersieht die ökonomischen Bedingungen globaler Märkte sowie die inneren Widersprüche eines
ausufernden Sozialstaates. Vor allem übersieht der Ansatz, mit welcher Wucht ökonomische Realitäten politische
Fehlkonstruktionen zerschmettern können.

Das alles ist Realität - ob uns das gefällt oder nicht.

Das ist wie in der bekannten Anekdote von den drei Florentiner Gesandten. Die stellten sich einmal einem
auswärtigen Herzog vor mit der Anredeformel: "Wir sind Bürger und Gesandte von Florenz, wenn es Euch gefällt."
Hinterher ärgerten sich die drei fürchterlich über diese Floskel. Und sie revidierten ihre Anrede mit dem Hinweis:
"Möge es Euch gefallen oder nicht, wir sind sowohl Bürger als auch Gesandte von Florenz."

Heute besuchen die Gesandten der Globalisierung die europäische Wirtschaft; aber sie fügen bestimmt nicht hinzu:
"Wenn es Euch gefällt".



VI
Welche Rolle kann die Währung beim Bewältigen der enormen Herausforderungen spielen? Natürlich kann die
Währung die strukturellen Probleme selbst nicht lösen, ob sie nun D-Mark, Franc, Lira oder auch Euro heißt.
Europa kommt nicht daran vorbei, den Sozialstaat zu reformieren, um ihn in der Substanz zu erhalten. Dazu gehört
mehr Selbstverantwortung, mehr Eigeninitiative, mehr Subsidiarität der Bürger.

Aber das kann die Politik legitimerweise nur einfordern, wenn stabiles Geld dem Bürger auch die Chance gibt,
selbst Vorsorge zu betreiben und vernünftige, in die Zukunft gerichtete Entscheidungen zu treffen.
Und stabiles Geld ist wichtig, um Arbeitsplätze zu schaffen.

Denn es hilft den Unternehmen, das zum Investieren notwendige Kapital günstig zu bekommen. Die Bürger haben
mehr Anreiz zu sparen. Das inländische Kapitalangebot nimmt zu. Und die internationalen Finanzmärkte werten
eine stabile Währung als Pluspunkt bei ihrer Anlageentscheidung.

Deshalb gilt die grundlegende Aussage: Die Teilnehmer der Währungsunion werden nur die Chance haben, ihre
Probleme zu lösen, wenn der Euro dauerhaft stabil wird.

Carlo Ciampi hat dies neulich so ausgedrückt:

"Es ist das Interesse Europas, einen starken Euro zu haben. Wir können uns nicht
erlauben, die starke Deutsche Mark durch einen schwachen Euro zu ersetzen. Das wäre
schlecht für ganz Europa."

Ich kann dem nur zustimmen.

VII
Aber die in Europa angestrebte Währungsunion befreit nicht von ökonomischen Zwängen. Im Gegenteil, die
Währungsunion bedeutet ja - noch mehr als die Globalisierung - ein Einschränken von nationaler Souveränität, von
nationalen Handlungsspielräumen und Alleingängen.

Die Teilnehmerländer verlieren untereinander das Instrument der Wechselkursanpassung. Das verstärkt den Druck
zu innerer Flexibilität.

Aber eine gemeinsame Währung verlangt noch mehr.

In einer Währungsunion müssen die Länder ihre wirtschaftlichen Probleme und Herausforderungen in ähnlicher
Weise und in ähnlichem Tempo angehen und lösen. Geben die Länder nämlich fundamental unterschiedliche
Antworten, dann entstehen große Probleme:

Erstens, soweit die Länder in der Grundlinie tatsächlich unterschiedlich reagieren, entsteht ein ökonomisches
Problem.

Länder, die richtige Lösungen energisch umsetzen, werden bald gegenüber den Ländern, die falsch oder zögerlich
reagieren, wettbewerbsfähiger werden. Aber es gibt keinen Wechselkurs mehr, um das einzufangen. Die
wirtschaftliche Entwicklung würde divergieren. Es käme zu internen Spannungen.



Zweitens, soweit die Länder ihren Wunsch nach einer anderen Politik nicht umsetzen können, weil sie das
Eingebundensein in die Währungsunion daran hindert, entsteht ein politisches Problem. Es käme zu politischen
Spannungen. Europa könnte schnell zum Sündenbock werden.

Und drittens, welche Spannungen auch immer aufkämen, die internationalen Finanzmärkte würden den Euro dafür
haftbar machen.

Eine Währungsunion braucht ähnliche Antworten der beteiligten Volkswirtschaften und Staaten auf die großen
ökonomischen Fragen der Zeit.

Das ist keine akademische, abstrakte Forderung. Denn die wirtschaftlichen Herausforderungen an die Länder
ergeben sich nicht irgendwann in ferner Zukunft. Sie stehen vor der Tür.

Wie kann Europa die notwendige Kongruenz erreichen?

Eine Lösung wäre eine weitgehende, formal verfaßte Politische Union, der Weg in eine gemeinsame Staatlichkeit.
Die Länder würden ihre Souveränität immer weiter einschränken. Zwar würde die Vielfalt Europas auf jeden Fall
einen föderalen Aufbau erfordern. Gleichwohl ginge die Kompetenz, um der Gesamtpolitik eine übergreifende
Orientierung zu geben, an einen Zentralstaat.

Der Maastricht-Vertrag geht - wie Sie wissen - einen anderen Weg. Die Währungsunion wird starten ohne eine
konstitutionell verfaßte Politische Union oder gar einen Föderalstaat. Und es liegt auch kein von allen akzeptierter
Fahrplan dorthin in der Schublade.

Aber wenn explizite Institutionen die notwendige Kongruenz in der Währungsunion nicht sichern, dann muß es
implizite Gemeinsamkeiten geben: ein gemeinsames Einschätzen von Situationen, ein ähnliches Empfinden für
Werte und Prioritäten.

Die Währungsunion nach dem Maastrichter Muster braucht eine Art implizite Politische "Quasi-Union". Das heißt
•  erstens eine erprobte gemeinsame Stabilitätskultur
•  und zweitens die Bereitschaft insbesondere der Fiskalpolitik - wenn schon nicht die Souveränität

aufzugeben - so doch eine Regelbindung einzugehen und effektive Schranken zu setzen.

VIII
Und genau um diese beiden Elemente geht es heute: Erfüllung der Kriterien und Stabilitätspakt.

Die Kriterien testen, wie weit ein Land auf dem Weg zu einer dauerhaften Stabilitätskultur fortgeschritten ist. Alle
im Vertrag festgelegten Kriterien sind dabei wichtig. Die Länder, die teilnehmen möchten, müssen sie dauerhaft und
nachhaltig erfüllen.

Das gilt auch für die finanzpolitischen Kriterien. Das Europäische Währungsinstitut hat in seinem jüngsten
Konvergenzbericht festgestellt:

"Die Verringerung des Defizits durch Maßnahmen mit einmaliger Wirkung gewährleistet
keine dauerhafte Konsolidierung. Große Aufmerksamkeit muß der Substanz und nicht
der Buchungsmethode bei der Messung der Defizite und der Schuldenstände geschenkt
werden."

Die Währungsunion braucht zusätzlich einen griffigen Stabilitätspakt. Und ein solcher Pakt kann, wie das
Europäische Währungsinstitut schreibt,



"... kein Ersatz für die überzeugende Konsolidierung der öffentlichen Haushalte im
Vorfeld der Währungsunion sein."

Er ist die notwendige Ergänzung. Der Stabilitätspakt fragt, ob die Länder bereit sind, mit ihrer eigenen Finanzpolitik
Rücksicht zu nehmen auf die Stabilität der gemeinsamen Währung.

Das ist keine deutsche "Großmannssucht". Im Gegenteil, in einer Währungsunion können gerade die großen Staaten
durch finanzpolitisches Fehlverhalten der Gemeinschaft schaden. Der Stabilitätspakt schützt die Kleinen vor einem
Fehlverhalten der Großen.

Auch deshalb ist es bedauerlich, daß die bisherigen Vorschläge der EU-Kommission zum Stabilitätspakt hinter dem
Konsens von Dublin zurückbleiben.

Der Euro braucht ein solides ökonomisches und politisches Fundament. Damit der Euro von Beginn an das
Vertrauen der Bürger und der Märkte gewinnt. Und damit die Währungsunion dauerhaft Bestand haben kann.

Jedes Land, das alle Kriterien erfüllt und das bereit ist, die Konsequenten der gemeinsamen Währung zu
akzeptieren, bereichert die Währungsunion.

Aber praktisch alle Länder müssen sich noch erheblich anstrengen. Einen Rabatt für Gründungsmitglieder sieht der
Maastricht-Vertrag zu Recht nicht vor.

Das gilt auch für Deutschland. Das öffentliche Defizit in Deutschland liegt 1995 und '96 deutlich über 3%. Damit
hat Deutschland in diesen beiden Jahren die Maastricht-Qualifikation eindeutig verfehlt.

Und sicher muß auch Italien noch einiges tun. Obgleich Italien beachtliche Fortschritte erzielt hat, die auch
anderswo gesehen und anerkannt werden.

Ich freue mich, daß die italienische Lira wieder am Wechselkursmechanismus des EWS teilnimmt. Die Lira ist
herzlich willkommen. Übrigens hätte es Deutschland auch im Herbst 1992 gerne gesehen, wäre die Lira im
Wechselkursmechanismus geblieben. Italien entschied sich damals anders.

Italien ist auf einem guten Weg. Und gerade zwei aus der Banca d'Italia hervorgegangene Persönlichkeiten,
Lamberto Dini und Carlo Ciampi, haben daran entscheidenden Anteil.

Ich hoffe, daß Italien den eingeschlagenen Weg konsequent weitergeht. Denn Carlo Ciampi hat zu Recht am
vergangenen Dienstag vor einem Ausschuß des Senats darauf hingewiesen:

"Wir müssen uns sehr bewußt sein, daß der Wiedereintritt in den
Wechselkursmechanismus etwas völlig anderes ist als der Eintritt in die Währungsunion."

Europa braucht ein stabiles und starkes Italien. Und Italien braucht dauerhafte Solidität und eine stabile Währung.

IX
Ein geordnetes Geldwesen ist ein wesentlicher Faktor und zugleich ein Spiegel der Wirtschaft und der Kultur.
Zu Beginn meines Vortrages habe ich eine großartige Kulturleistung des mittelalterlichen Florenz übergangen.
Im Jahre 1252 prägte Florenz die erste Goldmünze des Mittelalters, den fiorino d'oro.

Damit leitete Florenz einen neuen Abschnitt in der Geschichte des europäischen Geldwesens ein: die Hinwendung
des Abendlandes zur Goldwährung. Der Goldfloren fand - wie jede erfolgreiche Innovation - seine Nachahmer,
darunter den Gulden in Deutschland.



Die Geschichtsbücher berichten heute über den fiorino d'oro:
•  Er wurde aufgrund seiner hohen Qualität an allen Marktplätzen ohne Zögern angenommen.
•  Er wurde zum überall anerkannten Wertmaßstab.
•  Und er gab dem Handel neue Impulse.

Nun mag uns zwar heute die Frage, inwieweit mit dem Euro auch ein neuer Abschnitt des europäischen Geldwesens
beginnen wird, noch reichlich wenig kümmern.

Aber sollten die Historiker dereinst über den Euro genauso berichten wie heute über den fiorino d'oro. Es wäre
gewiß zum Wohle Europas.


